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Einige nergleichende Bemerkungen zum Staatsdiener- 
rechte der drei großen Eultur-Bölker “). 


Das Staatsdiener recht ift iu den verſchiedenen Ländern Europa's 
ein verſchiedenetz, und dieſe Verſchiedenheit hat ihren tieferen Grund 
in der organiſchen Staatökdee. Die Vergleſchung des Staatsdlener⸗ 
rechte ift gerade darum fo belehrend, weil fte eben gar micht ohne ein 
Zurückgehen auf die tieferen Unterſchiede des Staatslebend möglich ift. 

England hat eigentlich kein Staatsdienerrecht, Frankreich hat 
nur Stgatsdienerverpflichtungen, und erft Deutschland ift die Heimat 
cine organisch geftalteten und ethiſch fo hoch ſtehenden Beamtenthums, 
daß basjelbe, wie wir unbedeuklich zur Ehre dieſes fo vielfach ange: 
griffenen Standes behaupten, mit feinem andern der Welt zu vere 
gleichen ift 

Ju England ift der Beamte unter der Herrſchaft des Gefepes 
wijden der königlichen und Selbſtverwalkung der Form nach Diener 
nicht dez Staates, ſoudern des Königs, dem Juhalte nach Diener 
der herrſchenden Partei. Es gibt daher keine Staatsdiener im 
deutſchen Sinne des Wortes, und ſelbſt die engliſche Sprache ifi nmn- 
fähig das Wort „Beamter“ zu überſetzen. Es gibt daher in Eng⸗ 
land auch keinen Beruf zum Amt, leine Vorbildung, kein Staats: 
dienerrecht. Den tiefen organiſchen Mangel des engliſchen Staatslebens, 
der darin liegt, hat das engliſche Volk allerdings durch die Eutwick⸗ 
lung der Selbſtverwaltung und der edlen Eigenſchaften, auf welchen 
dieſelbe bernht, ausgeglichen; aber ed hat die üblen Folgen desſelben 
innerhalb der Gebiete, in welchen die organiſche Natur des Giant- 
lebens ein Amt nothwendig fordert, natürſich nicht ausgleichen konnen. 
Die eigentliche Amtsverwaltung ift daher hier eben fo ſchlecht, als die 
Selbſtverwaltung gut ift, und das hat für das übrige Europg dle 
Meinung erzeugt. als könne man überhaupt das Amt durch die Selbſt⸗ 
verwaltung erſetzen! 

Dennoch macht fid auch in Englaud das Bedürfniß nach einem 
orgauiſchen Staatsdienerrecht geltend, und es wird die Zeit kommen, 


) Nach Foren von Stelu: Die Verwolkungslehre (voflgiehende Gewalt). 


wo ſelbſt die Intereſſen der Partetherrſchaft fih dieſer Forderung 
beugen werben, 

In Fraukreich ift der Beamte theils durch den Charalter det 
Volles, theils aber auch durch das Princip der fleengen, individuellen, 
adminiſtrativen Verantworklichkelt der Miniſter nichtz als der Diener 
der Verwaltung. Die Ieptere ſtelft die Forderung des unbedingten 
amtlichen Gehorſams, welcher dem Amt feine Selbſtandigeet gegen. 
über der höhern Anſtalt prineipiell abſpricht, und die Natur des 
Volkacharakters macht die Erfüllung dleſer Forderung in allen ein- 
zelnen Aemtern möglich. Nirgeuds ift baher die Befolgung der Be. 
fehle, die ſpecielle Amtsführung beſſer und verſtändiger als in Frant: 
reich; aber nirgends ift auch die Abhängigkeit der einzelnen Beamten 
von einem ſolchen Befehle, ohne Rückſichk auf feinen adminiſtrattwen 
Werth, größer, als hier. Daraus entftcht das Verhältniß, welches 
das frauzöſiſche Beamtenthum charakterffirt. Die Gefanmitheit der 
Staatsdiener ift eine viel größere Macht und hat eiue viel größere 
Selbſtftändigkeit, als irgendwo iu der Welt; aber der einzelne Staats⸗ 
diener hat gar kein Recht und keine Selbſtſtändigkeit. Das ethische 
Element ijt hier and jedem einzelnen Amt in das des bloßen jutelli⸗ 
genten Gehorſams aufgegangen, und mit ihm das Staagtsdienerrecht. 
Nur die Verwaltung als Ganzes, die Adminiſtration als folde hat. 
ſich dasſelbe erhalten. Der Beamte ift daher auch in Frankreich nicht 
das, was er in Deutſchland ift, ſondern nur ein „Angeſtellter“, ein 
employe, ober ein „Anzübender“, ein „fonctionnaire“, und die gel- 
tenden Beſtimmungen find eben darum auch vielmehr Ausflüſſe der 
Bedingungen eiuer zweckmäßigen Amtsführung als der Selbſtſtändig⸗ 
leit der amtlichen Stellung. Der Mangel an Selbstverwaltung hat 
dies Syſtem zum allgemein geltenden gemacht, und die meiſten Uebel⸗ 
ſtände und Vorzüge des franzöſiſchen Lebens beruhen auf dejem 
Punkte. 

Nur iu den deutſchen Staaten gibt es Beamte, und daher 
gibt es auch hier allein ein Staatsdienerrecht, dat keineswegs Doi 
in den Geſetzen über die Verhältniſſe der Staatsdiener erſchöpft ift. 
Das deutſche Volk hat aus fidh) ſelbſt den Gedauken gebildet, daß die 
von „Gott eingeſetzte Obrigkeit“ einen ethiſchen Beruf habe. Es hat 
deßhalb dem Staatsdiener von jeher nicht bloß eine gewiſſe Selkft- 
ſtändigkeit vindieirt, ſondern auch von ihm eine bernftnäßige Bildung 
gefordert. Es hat ihn weſeutlich für feine Amtsführung verantwortlich 
gemacht und ihm auch darum ein Recht gegenüber der höchſten Ge- 
walt gegeben. Dadurch exiſtirt nur in deu deutſchen Ländern ein 
Beamtenſtan d, und mit ihm eme perſöuliche Ehre des Beamten, 
die ein Ausfluß der alleinigen Anſchauung von der Bedeutung des 
Amts ift. Dies allgemeine Prineip ift erft in unſerem Jahrhundert 
zu einem förmlichen Rechtsſyſtem geworden, dem, obwohl etz nuch 
nicht in allen Staaken bis zu einem obfectiv gültigen Staats dienſtgeſete 
gediehen ift, benmad eine allgemeine und ziemlich gleichartige Geltung 
in der Praxis nicht abzuſprecheu ift. Dies Rechtsſyſtem ölldet den Ju- 
halt einer großen und gründlichen Literatur, wie weder England noch 
Frankreich etwatz Aehnliches aufzuweiſen haben, und welche feh theils 
an eine freffliche Geſetzgebung anſchließt, theils dieſelbe erzeugt hat 
und erzeugt. 


Sehr intereſſaut find auch die Grundſätze, welche bezüglich der 
Anſtellung der Beamten bet den genannten drer Culturvölkern 
obwalten. 

Das Princip der allgemeinen, auf jeden Net der Verwaltung 
ausgedehnten Perantwortlichkeit des Miniſterg erzeugt in Frankreich 
den Grundfap, daß derſelbe bei ſeinen Vorſchlage an gar feine gez 
jeglichen Bedingungen der Fähigkeit zur Führung des Amtes gebunden 
iſt. Die Ordnung der Untverfitäten und ihre Examina find daher 
vorhanden, aber ſie geben kein Recht darauf, daß für die Anſtellung 
nur diejenigen in Betracht kommen können, welche dieje Studien ges 
macht haben. Die berufsmäßzige Bildung ift aus dem Grunde zwar 
nicht ohne Bedeutung, aber fie ift keine rechtliche Bedingung für bie 
Anstellung. Nur in dem eilen Gebiete der Rechtäpflege tft dafür 
eine Ausnahme, die ihrerſeits auf dem Vorhandenſein der Geſetzbücher 
beruht. Im Gebiet der übrigen Verwaltung gibt es feine, Vom 
Heerweſen iſt hier natürlich keine Rede. 

In England hat die Berantworklichkeit der Miniſter und mit 
ihr die Anſtellung der Staatsdiener wieder einen ganz anderen 
Charakter. Die Verwaltung ift hier, wie die Geſetzgebung, nichts als 
eine Parteiherrſchaft. Es folgt daraus, daß die Bedingungen der 
Anftellung gleichfalls nicht in persönlichen Fähigkeiten ſondern in dem An⸗ 
gehbren an die Pattet liegen müſſen. Die Uebernahme der Verwaltung 
enthält die Verpflichtung, dieſelbe im Geiſte der Partei zu Tetten, und 
damit die weitere, auch nur ſolche anzuſtellen, welche mit ber Partei gehen, 

Aus dieſem an fih einfachen Grundſaß tft aber die Frage entſtanden, 
welche in der verfaſſungsmäßigen Verwaltung in vieler pe k die 
ſchwierigſte ift. Ein völliger Wechſel aller Benmten würde die Verwaltung 
vernichten. Es muß daher jene Verpflichtung bed Miniſters gegen die 
Partei ihre Grenze haben, d. h. es muß nur eln beſtimmker Theil 
der Beamten als Organe der Parteiregterung betrachtet werben und 
mithin mit den Miniſtern wechſeln. In England hat man diefe 
Frage micht grundſätzlich, wie in Deutſchland ſondern duech die gege⸗ 
benen Verhältniſſe eutſcheiden laſſen. Da nämlich das gauze Syſtem 
der Mittelbehörden factiſch der Selbſtverwaltung angehört, jo ift 
dagſelbe von dieſem Wechſel der Parteiregierung qusgeſchloſſen. 
Innerhalb des eigentlichen Beamteuſyſtems aber hat fih eine Gruppe 
von Amtsſtellen gebildet, welche unbedingt in ihrer Beſetzung der 
Partewerwaltung angehören, die Gruppe der ſogenannten Patronage, 
welche ungefähr ſechzig Stellen umfaßt. Die übrigen Aemter fallen 
Aux fo weit unter die perſonliche Anſtellung und Entlaſſung ber 
Miniſter, als fie ur ihrer Amtsführung überhaupt in die Lage fome 
nen, die Grundſäte einer Parkelverwaltung auznerkennen und zur 
Ausführung zu bringen. Aber auch bei denen, die von dieſem Falle 
ausgeſchloſſen find, beſtimmt die Partei durch ihren Führer die 
Beſetzung. 

Es ift hier alfo von legend welchen objectiven Bedingungen 
gar keine Nede, und die amtliche Verwaltung iſt daher fo ſchlecht als 
möglich. Ohne das Syſtem der Selbſtverwaltung wäre Englauds 
Adminiſtratien ſchlechter als die abſolut willkürliche Rußlands 

Das Syſtem ber Anſtellung in Deutſchlaud dagegen beruht vor 
allen Dingen auf dem großen Principe der beruftmäßtgen Bildung, 
welches tief im Weſen des deutſchen Beaulbenſtaudes liegt. 

Der erſte und durchgreifeude Grundſatz für alle Auſtellung iſt 
daher die Forderung einer Nachweiſung biefer Bildung durch das Syſtem 
der Untverſitätslehre und der Staatsprüfung. Das Beſtehen der lep- 
teren gibt das Aurecht vor jedem, der fie nicht beſtauden; die 
Grenze für die wirkliche Anſteklung liegt in dieſer Auſtellungefähigkeit. 
Allerdmgs tft dieſer Grundſat enkſtanden bei der Rechtspflege; von 
ihr iſt derſelbe aber allmälig auf alle Gebiete der Verwaltung übers 
gegangen und darf als ein organiſches Element der Staatsverwaltung 
betrachtet werden, an dem für alle Zeiten feſtgehalten wird. Aus ihm 
geht dann auch der Eharakter des Rechtes hervor, daß der Beamte 
durch die Anftellung erwirbt und das eben damit ein gang anderes 
iſt, als in Frankreich und England. 

Eg hat dasſelbe aber auch die Baſis für die Eniſchefdung 
der Frage abgegeben, welchen Einfluß die adminiſtrative verfaſſungs⸗ 
mäßige Verantwortlichkeit auf die Auſtellung haben kann. Zuerſt 
verbietet eß natürlich, über die Grenze der berufsmäßigen Bildung 
in der Wahl des Anzuſtellenden hinauszugehen; daun aber, indem 
es das Amt eben zum Berufe macht, fegt es der individuellen, 
wie der Partei- Auffaſſung die rechte Greuze, indem es die bernje 
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mäßige Fähigkeit zur Grundlage der Anſtellung und aus der Inne⸗ 
haltung dieſes Grundſazes eine gemeinſame Angelegenheit des ganzen 
Beamtenſtandes macht. Obwohl dieſe Principien weder allenthalben 
geſetzlich normirt, uoh anch vollkommen ausnahmslos innegehalten 
werden fo kann man fie doch als geltendes dentſches Anſtellungsrecht 
anfehen, und wir dürfen hoffen, daß dasfelbe niemals in ſeiner heil⸗ 
ſamen Geltung erſchüttert werden möge. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Competenzſtreit. Gegen einen von der Gemerndeverwaltung wider 
einen Gemeinde⸗Inſaſſen ergangenen Auftrag zur Leiſtung eines 
Betrages wegen eigen mächtiger Schädigung des Gemeindegutes 
ift die gerichtliche Aufforderungsklage Seitens des den Ge- 

meinde⸗Auftrag betroffeuen Inſaſſen zu 


Die Gemeindevorſtehung der Stadt St. hat mit Decret vom 
6. April 1870 dem dortigen Inſaſſen Johann N. wegen eigenmächtig 
geſchehener Wegführung von Sand aus der ſtädtiſchen Schottergrube 
den Erlag von 10 Gulden zur Stadkeaſſe auferlegt. Ueber die von 
R. dagegen eingelegte Vorſtellung erklärte der Gemeinderath in Ge⸗ 
mäßheft des diesfalls am 29. April 1870 gefaßten Beſchluſſes, daß 
von dem ausgeſprochenen Entſchädigungsbekrage nicht abgegangen 
werden könne, wornach dem R. eröffnet wurde, den Betrag per 
10 Guldeu beim ſtädtiſchen Caſſeamte zu erlegen. 

Johann R. nahm daraus Anlaß, beim ſtädt. deleg. Bezirkege⸗ 
richte St. eine Aufforderungsklage wider die Stadtgemelnde St. zu über⸗ 
reichen, mit dem Begehren, das Bezirksgericht wolle der Stadtgememde 
St. auftragen, fie fet ſchuldig ihr Recht auf Schadeuerſatz von 
10 Gulden öfter. Mahr, für weggebrachten Saud gegen ihn binnen 
30 Tagen im Rechtswege auszuführen, widrigens ihr diesfalls das 
ewige Stillſchweigen aufgetragen würde. Dieſe Aufforderungsklage 
wurde der Stadtgemeinde nach § 68 der allgemeinen Gerichtsordnung 
mit dem Auftrage gugel, die berfelben daſelbſt augeſchuldete Be⸗ 
rühmung binnen 30 Tagen zu Peantworteu, oder binnen derſelben 
Friſt ihre Klage einzubringen, widrigens derſelhen diesfalls das ewige 
Stillſchweigen auferlegt werden würde. 

Die Stadtgemeinde erſtattete hierauf ihre Einwendungen, iu 
welchen fie hervorhob, daß dei Fall gar nicht vor das Gerlcht ger 
zogen werben könne, daß in der Anflegung der Zahlung von 
10 Gulden auch die Verhängung einer Strafe liege, und daß es 
ſich nicht um eine Berühmung, fontein um Acte Behhebliger Thaͤtig⸗ 
keit im loealpoltzetlichen Wirkungskreiſe handle. 

Nach der Wechslung der weiteren Saßſchriften, der Meyit 
und Duplik, und Inrotulirung der Noten erledigte das ſtädt. beleg 
Bezirksgericht diefe Sache des Inhalts, daß, nachdem fih durch die 
Verhandlung ergeben habe, daß der Bürgermeiſter die Verfügung 
vom 6. April 1870 nur in Ausübung bed uach dem emab 
ſtatut der Stadt St. zuſtehenden Mirkungstreffes der Locaſpoltzei er⸗ 
laffen, und auch der Gemeinderath die ihm eröffnete Verfügung nur 
in Ausübung des Wirkungskretſes der Ueberwachung der Localpolizei 
getroffen habe, die Klage daher einen micht zum Rechtsverfahren, fons 
dern vor die Verwaltungsbehörde gehörigen Gegenſtand betreffe, die 
Verhandlung als ungiltig von Amts wegen gemäß § 48 der Civil- 
Jurlisdictfonsznornt aufgehoben und dem Kläger nach § 398 der 
a. G. O. aufgetragen werde, der Gemeinde die Verhandlungskoſten per 
20 fl. 30 kr. zu erſetzen. = 

Ueber die dagegen vom Kläger nach der Zuſtellung erhobene 
Nullitats⸗ und eventuell Recursbeſchwerde ſetzte fidh das Oberlaudesgericht 
Wien mit dem Landesausſchuſſe von Ober⸗Deſterreich in's Einver⸗ 
nehmen. Drejer hielt dafür, daß es fih um adminiſtrative Verfügungen 
handelte, gegen welche R., falls er vermeinle, daß die Gemeinde mit 
dem Erſaßanſpruche auf den Rechtsweg zu weifen ſef, fih im Be- 
ſchwerdewege an den Landesausſchuß zu wenden hatte, und daß demuach 
derſelbe fih ineompetenter Weſſe an das Gericht gewendet habe. Das 
Oberlandesgericht erachtete dagegen, daß, nachdem die 10 fl. ſich als 
Gegenſtand einer Eniſchädigungsfordernug darſtellen, die Klage zum 
Rechtsverfahren gehöre, und legte ſofort den Fall zur weiteren Ent⸗ 
ſcheidung dem aberſten Gerichtshofe vor. 


Der oberſte Gerichtshof jepte fh in Gemäßheit des Hofder 
creteß vom 23. Junt 1820, 3. 1669 mit dem Miniſterium des In⸗ 
nern in das Vernehmen und legte biefem gegenüber ſeine eigene 
Meinung in Folgendem dar: Es wäre in Erwägung, — daß die 
Decrete der Gemelndevorſtehung und des Gemeinderates, deren Recht⸗ 
fertigung Johann R. ohne weiters vor das Civllgericht gezogen ffen 
will, unzweifelhaft die Eigenſchaft von öffentlichen Amtshandlungen 
uud von im Wege der dem Gemerndevorſteher eingeräumten Bollzugs⸗ 
gewalt vollzlehbaren Verfügungen an ſich tragen, bab die Frage, ob 
und in wie fern dies, jei es im felbfiftänbigen, fet es um übertragenen 
Wirkungkreiſe der Gemeindebehörde ſtatthaben konnte, nicht der 
Civilrichter zu unterſuchen und zu beurthellen hat, und daß die Muf- 
forderungsklage des Johann R. in ihrer Mefenheit auf die Gaffirung 
der Decrete der Genielndevorſtehung und des Gemeinderathes mit 
der Wirkung der Verwelſung einſchlägiger Anſprüche der Gemeinde 
wider ihn auf den Civilrechtsweg abzielt, welche Caſſirung nur der 
vorgefepten Adminiſtratiubehörde zuſteben konnte, — das über dle bez 
tagte Aufforderungsklage vor dem k. k. ſtädt. beleg. Bezirksgerichte 
eingeleitete Verfahren von Amtswegen aufzuheben, und die Aufforde⸗ 
tungsklage als zum gerichtlichen Verfahren nicht geeignet zurück⸗ 
zuſtellen. 
ai Dad Mimiftorium des Innern hat hingegen unterm 11. Sep⸗ 
tentber 1871, 3. 10.993 ſeine Rechtsanſicht dem oberſten Gerichts⸗ 
hofe in nachſtehenden Wele zurückeröffnet: 

„Die vom Bürgermeſſter und ſodann in II. Inſtanz von dem 
Gemeiuderathe in St. dem Johann R. auferlegte Verpflichtung zur 
Bezahlung des in Frage ſtehenden Belrages kann in feinem Falle als 
die Verhaͤngung einer Strafe oder eines Ponales angeſehen werden, 
weil gegen R. kein wie immer gegrtetez Strafverfahren pe 
griffen hat, weil ferners dat urſprüngliche Decret des Bürgermeifterð 
vom 6. April 1870 ausdrücklich jagt, daß der Betrag von 10 fl. 
für den bereitd weggeführten Sand und zwar in die Stadteaſſe zu 
erlegen jei, und weil endlich auch der Gemeinderath in feinem Be⸗ 
ſchluſſe vom 29. April 1870 ſich des Ausdruckes „Entſchädigungs⸗ 
betrag“ bedient. 

Daß der Bürgermelfter, wie dieß in den gewechſelten Sap: 
ſchriften behauptet wird, mit dem fraglichen Zahlungsauftrage auch einen 
Act der ihm zuſtehenden Strafgewalt ausüben wollte, ift überdies 
dadurch ausgeſchloſſen, daß er die Einwendungen des R. nicht der 
politiſchen Landesſtelle, ſondern dem Gemeinderathe zur Schlußfaſſung 
unterbreitet hat, während doch nach § 81 Mirea 2 des Gemeinde⸗ 
ſtatutes von St. (E. G. Bl. Rr 8 ex 1867) der Recurszug gegen 
gemeindeämtliche Straferkemulniſſe au die Statthalteret als zweite 
Inſtanz zu gehen hat. Es tft daher vor allem nicht zuläſſig, die 
Compelenz zur Egtſcheidung über den fraglichen Zahlungsauftrag für 
die polttiſchen Behörden auß dem Titel einer hier vorliegenden Siraf- 
amtähandlung abzuleiten und handelt es fich vielmehr um eine reine 
Entſchädigungsforderung. 

Dagegen ift die in den Satzſchriften von der Gemeinde St. 
eingewendete Behauptung, daß die angefochtene Verfügung des Ges 
meindevorſtehers die Eigenſchaft einer Amtshandlung an ſich trage, 
allerdings richtig; denn nach den $$ 47 P. 1., 50, 73 und 79 bes 
Gemeindeſtatutes von St. hat jn der Gemeinderath dafür zu jorgen, 
daß das Gemeindevermögen ordnungsmäßig verwaltet werde und tf 
der Bürgermelſter als verwaltendes und vollztehendez, Orgau der Ge- 
melnde mit der Gemelude⸗Vermogensgebahrung geſeßzlich betraut. Jede 
Verfügung alfo, welche der Bürgermeſſter in der Eigenſchaft als Ver⸗ 
walter de Gemeindevermögeus zu treffen für gut findet, kann ber: 
ſelbe nur kraft feines Amtes treffen und es kann aus demſelben Grnnde, 
wenn fih derſelbe ſchlüͤſſig macht, von einem Dritten wegen eines ver⸗ 
meintlichen Eingriffes in die Etgenthumſrechte der Gemeinde einen 
Schadenerſatz anzuiptechen, in feinem Falle eine Ueherſchrettung feines 
Winkungskreiſes erblickt werden. Allein ein folder Befchluß hat nicht 
den Charakter einer in meritoriſcher Beziehung dem Juſtanzenzuge 
der Berwaltungsbehörden unterliegenden Eutſcheidung und hat auch 
mit Handhabung der Localpolizer nichts zu thun, ſondern ſtellt fih 
als eine Schlußfaſſung im eigenen Partei⸗Jutereſſe der Gemeinde dar, 
bezüglich deren derſelhe, wie jeder Private an die durch das Civil- 
gelek gezogenen Grenzen gebunden ift und fih dem Forum des Civil- 
gerichte ans dem Titel ihrer öffentlichen Eigenſchaft nicht entziehen 
kann. Der Bürgermetſter einer Gemeinde, welche Realitäten befigk, 
wird häufig iu der Lage fein, rückſichtlich der letzteren privatrechtliche 
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Acte auszuüben und beiſpielsweiſe bei einem Mißbrauche des Beſtand⸗ 
objectes Erfaßforderungen zu fielen, die aber im Beſtreitungsfalle 
ganz ſicherlich vor baë Forum der Ginifgerichte gehören. 

Diefer Kategorie von Amtshandlungen reiht ſich demnach auch 
der vom Bürgermeifter und von dem Gemeinderathe gegen Johann R. 
eingehaltene Vorgang an. 

Das Minifterium des Innern hält daher dafür, daß Johann R. 
nicht verwehrt werden könne, gegen die Gemeinde rückſichtlich ihrer 
Entſchädigungsforderung den Rechtsweg zu betreten und daß eine vor⸗ 
läufige Cafftrung der gemeindeämtlichen Verfügung durch die admini⸗ 
ſtrativen Behorden, mit der Wirkung der Verweſſung der Gemeinde 
St. auf den Rechtsweg durchaus nicht erforderlich iſt, um dem Richter 
den Spruch zu ermöglichen, weil fich diefe Verfügungen, wie geſagt, 
nicht als Entſcheidungen, ſondern als einfache privative Entſchädigungs⸗ 
forderungen der Gemeinde aus dem Titel des Eigenthums⸗ und nicht 
des öffentlichen Rechtes darſtellen, alfo ſich die vorliegende Aufforderungs⸗ 
klage allerdings zum gerichtlichen Verfahren eignet.” 

Sonah hat der oberſte Gerichtshof, ſich zur Auſicht des Mi- 
niftertumd des Innern bekehrend, unterm 21. September 1871, 
3. 11.728 die dem entſprecheude Verfügung getroffen. F. Pf. 


Ungiltigkeitserklärung eines Gemoeinde⸗Ausſchun⸗Wahlactes, weil 

die Wahlhandlung in einem Wahlkörper unter Zugrunpeſegung 

eines in alphabetiſcher Ordnung verfaſften Wählerverzeichliſſes 
vorgenommen wurde. 


In der Gemeinde S. fand die Neuwahl des Gemeinde⸗Aus⸗ 
ſchuſſes ſtatt und es wurde gegen dad Wahlverfahren innerhalb der 
geſetlichen Fekſt die Einwendung erhoben, daß die Mählerliſte des 
dritten Wahlkörpers alphabetiſch verleſen, reſp. aus der Wähler⸗ 
liſte dieſes Wahlkörpers ein alphabetiſche Wählerverzeichniß verfaßt 
und dem Wahlacte zu Grunde gelegt wurde“). 

Nach Anficht des Beſchwerdeführers ſtehe die Beftimmung des 
§ 24 der Gemeinde⸗Wahlordnung über die Vornahme der Abſtimmung 
in einem innigen Zufammenhange mit dem § 18 der Gemeinde-⸗Wahl⸗ 
ordnung, wo es heißt, daß acht Tage vor der Wahl in den Wahler⸗ 
liſten keine Veränderungen mehr ftattfinden dürfen und ergibt fih aus 
der den Wahlberechtigten gefetzlich eingeräumten Mitwirkung und Ein⸗ 
flußnahme bei der Anfertigung der Wählerliſten. Nur darin, daß den 
Wahlberechtigten die Einſichtnahme der Wählerliſten geſtattet iſt und 
daß die richtig geftellten Wählerliſten auch factiſch zur Grundlage ber 
Abſtimmung genommen werden, liege für die Wahlberechtigten die. 
Garantie der geſetzmäßigen Verfaſſung der Wählerliſten. Wenn daher, 
wie dies im vorllegenden Falle geſchehen iſt, vor der Wahl und zum 
Zwecke derſelben aus den richtig geſtellten Wählerliſten alphabeliſche 
Namensverzeichuiſſe verfaßt worden und nach dieſen der Wahlact vor- 
genommen wurde, haben die Wahlberechtigten keine Garantie dafür, 
daß nicht etwa aus Partellichteit oder aus Jerthunt Wahlberechtigte 
ausgelaſſen oder Nichtwahlberechtigte aufgenommen worden find. Dic 


A 
lauten. 


„ Comon Des bohm. emnindreiliihlunmung 


8. 19. Verzeichniß der Wahlberechtigten. Zum Bebufe der Wabl 
tes Gemlelnde. Ansſehnſſetz ift von Gemeindevorſteher ein Berzeſchuih aller wahl, 
berechtigten Gemeindeigſtglieder anzufertigen. Dari find zuoberſt ble Ehrenbürger 
und Ehrenmitglieder, dann die nach $ 2 sub 2 und 3 wahlzerechtigten, zu einer 
%%% ͤ ( è mad) ber Höhe ber anf Jeden 
entfallenden, in der Gemeinde vorgeſchrſelenen Sahresfehnfbigkett an direrken Stenern, 
in absteigender Ordnung gereiht, anzuſeßen und neben ben Mamen bie hestiglichen 
Stenerbelräge erſichllich zu machen endlich jene von den nach $ 1 sub 2 wahlbe⸗ 
zeötigten Gemeirdeengelfengel, welde en Ligen diele Stener vargechlehen 
dat, anımreiben 

Renmen zwei oder mehrere Wahlberechtigte mit gleicher Stenerfchutbigfeit 
vor, fo ift ber an Sabıcn Nellere bent Jungeren vorziehen. 

8 14. Bildung der Wahlforper. Auf Grüudlage diefed Berseichniffen 
ift zue Bildung der Waßlkörper zu schreiten ze. 

$ 24. Pornabme der Ubftimmiung. Die Abſtümmung, beginnt in 
ben einzelnen Mabllöryern banıtt, daß die Mitglieder der Mahleommiffion, welche 
in den bezüglichen Wahlkörpern wahlberechtigt find, ihre gene mlqeben. 
Hierauf werden durch ein Mitglied der Wahlcommiſſion die Wähler in der Reien- 
folge, wie ihre Namen in der Wühlerlifte eingetragen find, zur Stinnngebung 
aufgerufen. 

Wahlberechtigte, die nach geichelienem Mufenfe tres Namens in die Waßl⸗ 
verſammlung kommen, haben erfi, wenn die ganze Mähferlifte durchgelesen ift, ihre 

timmaetttel abzugeben und ſich deßhalb Lei der Wahſenmmiſſion zu melbeu, 


Beftäftgung des Birgermelters, daß das alphabetiſche Wählerverzeichufß 
wit der Wählerliſte des driften Wahlkörpers vollkommen übereinſtimme, 
konne an der Sachlage nichts andern. 

Die böhmiſche Statthalterei entſchied „daß, nachdem bei der 
vorgenommenen Neuwahl des Gememde⸗Ausſchnſſes in ber Stadtgemeinde 
©. ftatt der rechtskräftigen Wählerliſte des dritten Wahlköepers ein 
von dem Bürgermeiſter verfaßtes und von ihm gefertigtes alphabeti- 
ſches Wählerverzeichniß der Wahlbandlung zu Grunde gelegt wurde, 
welcher Vorgang fih als eine Verlegung des § 24 der Gemeiude⸗ 
Wahlordnung darſtellt, nach welchem bei Vornahme der Abſtimmung 
die Wähler in der Reihenfolge, in welcher ihre Namen in die Wäͤh⸗ 
lerliſte eingetragen erſcheinen, zur Stimmgebung aufzurufen find und 
daher die in dieſer Richtung rechtzeitig eingebrachten Einwendungen 
auf einer geſetzlichen Grundlage beruhen, die gedachte Gemeinde⸗Aus⸗ 
ſchußwahl im Grunde des § 32 der Gemeinde⸗Wahlordnung und in 
Beruckſichtgung der Beſtimmungen det $ 21 der Gemeinde⸗Wahl⸗ 
ordnung in allen bret Wahlkörpern außer Wirkſamkeit geſetzt werden 
muſſe “. 

j Gegen dieſe Statthalterei-Cntiheidung hat der Bürgermeffter 
von S. den Miniſterialrecurs ergriffen, in welchem er betonte, daß 
fih gleich nach Activirung des Gemeindegeſezes vom Jahre 1864 
das Bedürfniß ergab, zur Bequemlichkeit der Wähler die Wählerliſten, 
namentlich jene dez dritten Wahlkörpers in alphabetiicher Ordunng 
aufzulegen. Die alphabetiſche Lifte fei, ſowie die urſprungliche Wähler⸗ 
lifte nach $ 18 der Gemeinde⸗Wahlordnung durch vier Wochen behufs 
der Reclamation anfgelegen, ohne daß dagegen eine Einwendung 
hoben wurde, dieſelbe fet ſomit in Rechtökraft erwachfen Die alph 
betiſche Lifte ſtimme mit der eigentlichen Wählerliſte volſtommen über: 
ein; Niemand fet im Wahlrechte verkürzt; alle Wähler wußten auch, 
daß fie m alphabetiſcher Ordmuug zu ſtimmen haben werden und es fet 
durch einen derartigen Vorgang kein ju dem Geiſte und in der Ab⸗ 
ſicht dez H 24 Gemeinde⸗Wahlordnung gelegener Formſehler begangen, 
welcher das Wahlverfahren im dritten Wahlförper, geſchweige denn in 
allen drei Wahllörpern ungiltig machen könnte. 

Das Ministerium des Innern hat mit Gutſcheidung vom 29. Juli 
1871, 8. 9748 die Berufung im Hinbhſcke auf die Beſtimmung des 
9 32 der Gemeinde⸗Wahlordnung als unſtatkhaft zurückgewieſen. 


Berordnungen. 


Erlaß des Miuiſterlums des Innern wom 18. Juni 1871, Z. 4918 an olle 
Lundeschefs wegen Beibehaltung des Reriprocitätsverhältniſſes mit Italien in 
Betreff ber unentgeltlichen Verpflegung der Findlinge. 


Es iſt im Laufe der lepleren Fahre wehrjeitig durch die Vermittlung der k. und 
f. diplomabiſchen Behörren en die k. italleniſche Regierung der Anſpruch anf ben 
Erſaß von Berpflegskoften geſtellt worden, welche in öſterkeſchiſchen Findelanſtalten 
für Findlinge llattenifcher Staatsbüngerſchaft erlaufen ſiud. 

Gaul Mittelung des k. und E Miniſteriums des Aeußern vom 11. April 1871, 
3. 4071 verweigert jedoch die k. Italteniſche Regſerung die Vergütung der fraglichen 
Koſteu, nachdem in Italien kein Geſeß beſteht, nach welchem bie Gemeinden zum Gr- 
jape dieſer Koſten verhalten werden könnten, und weil man in Ftoljen big ſeht dem. 
ſelben Syſteme folge, welches vordem auch in dem lombardiſch,venetianiſchen König- 
reiche beſtand, gemäß welchem ein Erfah von Verpflegäkoſten biefer Art nicht plafızur 
greifen hätte. 

Die t ilnlientidje Regierung macht pieben geltend, daß gar keine Ausſicht vore 
handen fei, daß das Parlement jemalk ein diesbezüglich etwa einzubringendes Gefep, 
beneffend bie Vergütung von Findliugsverpflegökoften, annelıme und dadurch die 
ohnehin zahlreichen Laſten der Gemeinden vermehre, und macht baher den Vorschlag, 
daß das bisher zwiſchen Oesterreich und Stolfen beftanbene Syſtem der reciproken 
unentgeltlichen Verpflegung der beiberfeitigen Findlinge fortan beibehalten werde, zumal 
von ifirer Seite fih Immer enthalten worden fei, and diefem Titel einen Erſaßauſpruch 
zu ftelfen, wiewohl bie Zahl der Findlinge Öfterreichticher Abkunſt in ben italieniſchen 
Anſtalteu, namentlich in jener zu Beroua cine große fei. 

Tu der Grwägung biefer Berhällniſte, in der weileren Erwägung, daß ohnehin 
ein Neferemtommen mit der ilalleniſchen Regierung, woduuch der gegenfeitige Erfas 
der Findelverpflegskoften zugeſicherb folglich den Landesfonden die Leiſtung dieſes 
Erſaßes anferlegt würde, nicht ohne Zuſtimmung bed Reichörothos zu Stande Font 
men könute ($ 11 li a des Geſetzes vom 21, December 1867, R. G. Bl. Nr. 
141) endlich in der Erwägung, daß es ſich nach der Sniention der italleuiſchen 
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Regierung nickt um die Schaffung eines nenen, ſondeen nur um den Furkbeſtaud des 
bisherigen Reciprocktätswerhältniſſes handell, kann ich mich damit nur elnverſtanden 
erklären, nud es wird ſonach hiuſichtlich der in öſterreichiſchen Finbelonflatten ver 
pflegten Kinder italteulſcher Nationalität die für den Fall, weun der Verpflegäfoftei - 
erſatz aug was immer für einem Grunde nicht hereingebracht werden kann, im § 8 des 
Geſehes vom 29. Februar 1868, R. G. Bl. Nr. 18 enthaltene Beftimmung ın 
Anwendung zu kommen haben 

Dadurch wird übrigens die nicht hieher gehbrige Frage der Verpflichtaug 
öffentlicher Findelanſtalken zur Aufuahime und Verpflegung auswärtiger Findlinge 
nicht berührt. 

Ich beehre mið, Euer plevon zur eigenen Keuntnißnahnte 
und Darnochachtung fowie zur Verſtändigung des Landesausſchuſſes bie Mittheilung 
zu machen. 


Verordnung des Miniſters des Innern vom 9. August 1874, betreffend die Form 
der Leichenpöſſe, welche von den Gemeindelehörben der mil eigenem Gemeſnde⸗ 
ſtutuſe verſehenen Gemeinden ausgeſtellt werden. 

Ans einem fpeciellen Anlaſſe beehre ich mich in Erinnerung zu Bringen, daß 
durch den Staotemiuiſterialerlaß vom IB. März 1866, B. 1452 St. M., Punkt M 
lit d den politifchen Behörden erſter Juſtontz die Bewilligung von Leſchentrans. 
porten und die Ausſtellung von Reichenpaffen unter Grſtattung der Anzeige vou Fall 
zu Ball an die betreffende Landeabehörde üherlragen worben ift. 

Ferner finde ich anzuordnen, daß Punkt IM, lit d. des bezogenen Erlaſfes 
auch für die mit einem eigenen Gemeindeſtatnt verſehenen Stäbte in Anwendung 
zu kommen at, daß ſonach die Eingangs- und Unterſchriftaformel des mit dem Ml 
niſteriolerlaſſe vom 6. Mal 1856, 8. 8690 vorgeſchriebenen Leichenpaß-Formulares 
die finngemäße Aenderung zu erfahren hat, und in den von den Communalambern. 
(Magiftraten) jener Städte welche mit einem eigenen Gemeindeſtatule verſehen find, 
ausgeſtellten Leichenpäſſen insbeſondere der Ausdruck; „der mit einem eigenen Ges 
meindeſlakule versehenen“ Stadt. . . . elſnzuſchalten ift, 


Perſonalien. 


Seine Majeftät haben dem Reglerungsrathe bei der Landesregierung in Krain 
Joſeph Noth den Orden der eiſernen Krone III. Cl, tapfrei verliehen. 

Seine Majeftät haben den Legotiongſecretär Erich Allgrafen zu Sal m. 
Reiffexſcheid zum Honorar-Legatſons rather ernannt 

Seine Majejtäl haben den mit Eitel und Ghorakter eines Bauxathes belleldeten 
Oberingenteur Johann Walter in Troppau guin Oßerbaurothe für Mähren ernannt. 

Seine Majeftäl haben die Umwaudfung des k und k. Generaleonfulates in 
Mew, Jork ſu ein Honoraramt gleichen Ranged genehmiget und den Haadelelllann 
Theodor A. Havem ey er zum Albeſoldeten Generaleonful ernannt 

Seine Majeſtat haben die Errichtung van Gonorarconfulaten zu Chicago 
im Stoale Illinols und zu Eigeinnalt im Staate Ohio genehmiget und Karl ©. Uba e 
in Gincinnali und Robert Sch mitzler in Chicago zu unbefolbeten Conſuln ernannt. 

Seine Majeftüt Haben dem Obereinnehmer bes . k, Hauptzolleinten in Wien 
Leander Beck tayfrei den Titel eines Farferlichen Rathes verliehen 

Der Minifter bed Innern hat den Oberingenienz Anton Menning zum Baue 
rothe für den Staaksbaudfenſt in Ober⸗Oeſterreich ernannt. 

Der Minſſter des Innern hal den Bauadfuncten Joſeph Roidtner zum 
Irgenkenr für den Staolsboudjenſt in Ober. Oeſterreich ernannt. 

Der Minifter des Innern hat den Statlhalterel⸗ und Landesmedielnalralh in 
Penſion Dr. Nikolaus Pinelli, den penfionteten Director des Zarg'ex Civilſpltales 
Dr. Cäſar Edlen v. Pellegrini⸗Oanſel, den Statthalteretrath und Lanbesſchul⸗ 
rothereferenten Dr. Franz Dante und deu Kreigarzt Or Ignaz Schmid zu ordent⸗ 
lichen Mitglledern deb Landesſanftätsrathes für Dalmatien ernannt, 


Erledigungen. 


Bezirkshanpintaumeſtele in Trautenau mit 1800 fl. eventuell 1600 fl. Jahres. 
gehalt, bis 24. October (Amtebl. Nr. 247). 

Steueramtsoffſeſalsſtellen III. El. In Nieber-Defterreich wit 500 ft. Gehalt 
gegen Caution und mehrere Steneramdtaprafticantenftellen ohne oder mit Abjutum 
jühficher 200 fl. bis Ende Ocloser (Mnal Nr 248). 

Amtsvernaftersjtelle bel der Tefegraphen-Haupfftation in Prag mit 1400 fl. 
Gehalt jährlich gegen Cantion, bis 6. November. (Amtabl. Nr. 249). 

Bauadlunetenſlelle für cen Slaalobaudienſt in Nieber-Defterreich mit 700 fl. 
Jahresgehalt und im Falle der Verwendung in Wien mit 130 fl Onarttergeld; daun 
eine Bauprakticantenſtelſe mil 400 fl Abjutum, bis 12. November. (Amtebl. Nr. 249) 

Arpienarziesſtelle im dritten Bezirke von Wien (in der früheren Vorſtadt Weihe 
Qürbet) mit 300 fl. Jahreüremuneraklon und dem Vorrückungorechte in 600 fl, und 
600 fl. bis 28 October. (Amtsbl. Nr. 249). 

Offielalsſlelle ber der böhmiſchen Stattholterei mit 600 fl. Jahresgehalt, bis 
20. October. (Amtsbl Nr. 250). 

Zwei Bauprakticantenſtellen in der Baubranche der eroatiſch-ſlavoniſchen Mi- 
Titärgrenge mil 500 ft, und 400 fl. Gehalt und dem Duorfiergelde von je 100 fl. bis 
15. December. (Anitübl. Nr. 251). 


Oruck der k Wiener Zeitung 


Für den Druck verantwortlich G. Pifteri. 


